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Einer der neuesten Trends in der Entwicklungs-
politik und -forschung ist, demokratische

Dezentralisierung als eine Art Wundermittel zu
proklamieren, das gleichzeitig eine gute Regie-
rungsführung, wie auch Entwicklung und Armuts-
bekämpfung bewirken kann, vor allem auf loka-
ler Ebene.
Die dahinter stehende Argumentation lautet,
dass die Einführung eines demokratischen Re-
gierungssystems kombiniert mit  einer demokra-
tischen Dezentralisierung der Politikumsetzung
einen politischen Raum für Interaktionen zwi-
schen Staat und Gesellschaft schaffen oder die-
sen erweitern kann.
Daraus wiederum können Interaktionsmuster
entstehen, die eine entwicklungsfähige Regie-
rungsführung und die Bekämpfung von Armut
begünstigen. Es wird allgemein davon ausge-
gangen, dass demokratische Dezentralisierung
das politische Potenzial der armen Bevölke-
rungsschichten stärkt, die dadurch ihre Rechte
besser ausüben und bessere Dienstleistungen

sowie Transparenz und Rechenschaft einfordern
können.
Das wichtigste Ziel dieser am ZEF verfassten
Doktorarbeit war es, festzustellen, in welchem
Maße Dezentralisierungsreformen in der Umset-
zung von Politik tatsächlich günstige Bedingun-
gen schaffen, um sowohl Armut zu reduzieren
als auch Demokratie zu festigen.
Malawi, eines der ärmsten Länder der Welt, stellt
aufgrund seiner Erfahrungen in den letzten 15
Jahren eine ideale Fallstudie dar. Die Einführung
der Demokratie im Mai 1994 schuf Perspektiven
und Erwartungen auf ein schnelles soziales und
wirtschaftliches Wachstum; insbesondere, weil
der Zerfall des autoritären Regimes auf Druck
der internationalen Geber durch demokratische
Dezentralisierungsmaßnahmen besiegelt wurde.
Darüber hinaus formulierte  die neue, demokra-
tisch gewählte Regierung Armutsbekämpfung
als allgegenwärtiges Entwicklungsziel. Seitdem
hat Malawi verschiedene Maßnahmen zur Ar-
mutsreduzierung durchgeführt, die alle eines ge-
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Rückblick auf Hong Kong
Bei der sechsten WTO-Verhandlungsrun-
de in Hong Kong im Dezember 2005 wur-
de wenig erreicht. Die Minister beschlos-
sen zwar die Abschaffung aller Export-
subventionen sowie der Baumwollsub-
ventionen durch die Industriestaaten bis
2013. Auch soll den am wenigsten ent-
wickelten Ländern zoll- und mengenmä-
ßig freier Zugang gewährt werden. Es
gibt 2006 aber noch viel zu tun.
Da Landwirtschaft der meist geschützte
Sektor ist, würde eine Handelsliberalisie-
rung in den Bereichen Landwirtschaft und
Nahrungsmittel den größten wirtschaftli-
chen Gewinn bringen. Die Interessen der
Verhandlungspartner sind in der letzten
Dekade jedoch erheblich komplexer ge-
worden. Trennungslinien sind nicht nur
zwischen Entwicklungsländern und In-
dustriestaaten zu erkennen, sondern auch
zwischen den Entwicklungsländern un-
tereinander. Während Landwirtschaftsex-
porteure meist Senkungen von Zöllen für
Meistbegünstigungsländer fordern, erhe-
ben andere Entwicklungsländer höhere
Landwirtschaftszölle als Industriestaaten.
Außerdem würden die am wenigsten ent-
wickelten Länder und einige AKP Länder
bei einer Handelsliberalisierung im Land-
wirtschaftssektor am meisten verlieren,
weil sie von der EU und den USA begüns-
tigt werden.
Deshalb sollte Handelsliberalisierung alle
Länder und alle Warenkategorien umfas-
sen, was aber nicht unbedingt zur Redu-
zierung von Hunger und Armut führt. Da-
her sollten diejenigen Staaten, denen Ver-
luste drohen, durch den Transfer von Han-
delsgewinnen durch die Industriestaaten
kompensiert werden. � Klaus Frohberg

Der Autor ist Direktor am ZEF.

Menschen auf der lokalen Ebene wissen meist nur wenig über die Dezentralisierungsmaßnahmen.
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meinsam hatten: Sie setzten auf Dezentrali-
sierung als Doppelstrategie – zum Kampf ge-
gen Armut und zur Konsolidierung von Demo-
kratie auf der Mikroebene.
Die Studie wurde in sechs Distrikten in Mala-
wi durchgeführt, zwei in jeder der drei Ver-
waltungsregionen im Land. Einer der Distrikte
in jeder Region war eine LIA (Local Impact
Area). In diesen Distrikten wurden 1993 be-
reits Dezentralisierungsmaßnahmen als Pilot-
projekte durchgeführt, bevor sie 1997 im Rest
des Landes offiziell eingeführt wurden. Auf-
grund ihrer längeren Erfahrung mit Dezentra-
lisierungsreformen dienten die LIAs in der
Studie als Vergleichsmaßstab. Dem lag die
Annahme zu Grunde, dass die LIAs erfolgrei-
cher als die Nicht-LIAs sein würden.
Das wichtigste Ergebnis der Studie ist, dass
die Umsetzung von Dezentralisierungsrefor-
men in Malawi tatsächlich neue Handlungs-
spielräume in den Bereichen Regierungsfüh-
rung und Armutsbekämpfung geschaffen hat.
So hat sich beispielsweise die öffentliche
Wahrnehmung von Armut stark geändert:
Während im Einparteiensystem das Problem
Armut offiziell einfach nicht existierte, wird es
jetzt allgemein als soziales Problem in seiner
ganzen Tragweite anerkannt. Dies ist eine di-
rekte Folge der Initiativen zur Armutsreduzie-
rung seit 1994.
Die Reformen sind jedoch ins Stocken gera-
ten, hauptsächlich durch mangelhafte juristi-
sche, institutionelle und politische Rahmen-
bedingungen unter denen sie durchgeführt
wurden. Beispielweise ist der juristische Rah-
men durch Widersprüchlichkeiten, mangelnde
Durchsetzung und Nachlässigkeiten gekenn-
zeichnet. Die Ergebnisse deuten auch
darauf hin, dass die Regierung sich
nicht voll für die Reformen eingesetzt
hat. Dafür gibt es  zwei wichtige Grün-
de: Erstens ist die Regierung wegen der
regionalen Fragmentierung von Institu-
tionen zurückhaltend, Entscheidungs-
kompetenzen an die lokalen Ebenen zu
delegieren.
Zweitens fehlt ein Gefühl der Verant-
wortung und Identifikation mit den Re-
formen, weil sie größtenteils von  Geld-
gebern ins Leben gerufen wurden. Das
heißt, dass politische Reformen meist
zum Wohlgefallen der internationalen
Geldgeber durchgeführt werden. Da
Malawis Entwicklungsbudget fast kom-

plett aus internationalen Hilfsgeldern be-
steht, ist dies auch unumgänglich.
Es stellte sich auch heraus, dass es – entgegen
der ursprünglichen Annahme – keine wahr-
nehmbaren Unterschiede zwischen den LIAs
und anderen Distrikten gibt. In beiden Fällen
hat Kompetenzgerangel unter  verschiedenen
Akteuren die Umsetzung der Dezentralisie-
rungsmaßnahmen beeinträchtigt. Die meisten
Stakeholder in diesem Prozess (Nichtregie-
rungsorganisationen und Geldgeber) sehen
sich nicht als Partner, sondern eher als Konkur-
renten und streben danach, in den Kommu-
nen, in denen sie arbeiten, in kürzester Zeit be-
trächtliche Wirkungen zu erzielen.
Noch bedenklicher ist die Tatsache, dass die
Menschen auf der lokalen Ebene nur wenig
über die Dezentralisierungsmaßnahmen wis-
sen, obwohl diese in ihrem Namen durchge-
führt werden. Sie wissen meist nicht, was De-
zentralisierung bedeutet, und welche Rollen,
Verantwortlichkeiten und Beziehungen die
verschiedenen Regierungsebenen haben.
Auch kennen sie ihre Rechte auf Informatio-
nen nicht. So bleibt Armut ein weit verbreite-
tes und tief verwurzeltes Problem. Das Leben
eines typischen Haushalts auf dem Lande be-
steht aus der verzweifelten Suche nach Ar-
beit, nach finanziellen Mitteln um  Kinder zur
Schule schicken zu können, um ausreichende
medizinische Versorgung zu bekommen und
nach zahlreichen weiteren grundlegenden
Bedürfnissen.
Letztendlich haben die Reformen zu einem
beträchtlichen Ungleichgewicht innerhalb der
lokalen Machtstrukturen geführt. Dies kommt
hauptsächlich durch die neu geschaffene Po-
sition des Councilor, in eine Machthierarchie
hinein, die im Wesentlichen als stabil wahrge-
nommen worden war. Councilors stehen in

Konflikt zu  Chiefs und Parlamentsmitgliedern
(MPs), worin sich die Spannung zwischen tra-
ditionellen und demokratischen Führungsrol-
len zeigt. Für die Chiefs stellen die Councilors
überflüssige Eindringlinge in ihre sakrale Do-
mäne von Macht, Einfluss und Autorität dar.
Bei dem Konflikt zwischen Councilors und
MPs geht es um Konkurrenz bei der Kandida-
tur für die nächsten allgemeinen Wahlen.
Daher ist die wichtigste Schlussfolgerung aus
der Studie, dass die Dezentralisierungsmaß-
nahmen als politische Projekte betrachtet
werden sollten und nicht als rein technische
Vorgänge. Die Einführung institutioneller
Neuerungen mit dem Ziel, die Partizipation
der Bevölkerung zu steigern, ist als solches
nicht ausreichend. Sie führen nicht einmal au-
tomatisch zu einer Verbesserung der Lebens-
bedingungen der ärmsten Bevölkerungs-
schichten. Denn jede institutionelle Änderung,
die aus derartigen Reformen hervorgeht,
bringt Gewinne und Verluste mit oft schwer-
wiegenden politischen Folgen für die herr-
schenden Regime. Auch darf die Rolle der lo-
kalen Regierungsstrukturen nicht nur auf die
eines Dienstleisters beschränkt werden. Deut-
lich geworden ist außerdem, dass Reformen
dieser Art von Natur aus widersprüchlich sind.
Diese Studie zeigt also, dass eine neu dezen-
tralisierte Verwaltungsstruktur nie in einem
lokalen Machtsvakuum entsteht. Dies bedeu-
tet, dass Dezentralisierungsreformen nicht
unbedingt eine klar abgetrennte Machtdomä-
ne schaffen, sondern dass sie sich an die be-
stehenden lokalen Machtstrukturen und Hie-
rarchien anpassen. In diesem Fall ist es mög-
lich, dass Akteure Reformen einsetzen, um
ihre Machtposition zu stärken oder zu etablie-
ren, oftmals auf Kosten der sozialen Mobili-
sierung oder der Armutsbekämpfung auf lo-

kaler Ebene. Um die Folgewirkungen
von Dezentralisierung verstehen zu
können, ist es notwendig ein genaues
Verständnis davon zu haben, welche
Akteure mit welchen Kompetenzen auf
dem neuen politischen Spielfeld er-
scheinen, von wem sie unterstützt wer-
den, und in welcher Beziehung sie zur
staatlichen Zentrale sowie zur lokalen
Bevölkerung stehen. Eine ausgewogene
Perspektive auf die Wirkung von Dezen-
tralisierung, welche diese weder unkri-
tisch zelebriert noch  komplett verwirft,
ist daher dringend erforderlich. �

Blessings Chinsinga

Der Autor hat seine Doktorarbeit am ZEF

verfasst.
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Armut bleibt ein weit verbreitetes Problem in Westafrika.



Am 26. Dezember 2004 brach der Tsunami
über einen Großteil der Küstenregionen Sri

Lankas ein. Laut der Weltgesundheitsorgani-
sation waren mindestens eine Million Men-
schen direkt betroffen und etwa 550.000 sind
aus dem Katastrophengebiet abgewandert.
Um die Verwundbarkeit der unterschiedlichen
sozialen Gruppen, die durch den Tsunami
betroffen waren, besser einschätzen zu kön-
nen, wurde eine Befragung von Haushalten in
Sri Lanka durchgeführt. Diese Befragung ist
Teil eines Forschungsprojektes des Instituts für
Umwelt und menschliche Sicherheit der Ver-
einten Nationen Universität (UNU-EHS), das in
Kooperation mit der Universität Colombo, der
Universität Ruhuna, der Eastern Universität
von Sri Lanka sowie dem ZEF durchgeführt
wird. Das Projekt wird von der „Plattform für
die Förderung von Frühwarnung“ (PPEW) des
Sekretariats der Vereinten Nationen für die
Internationale Strategie zur Katastrophenvor-
sorge (UN/ ISDR) und dem UNU-EHS finanziell
unterstützt.
Um politische Maßnahmen für eine verbes-
serte Prävention und Hilfe sowie für Wieder-
aufbau und Umsiedlung entwickeln zu kön-
nen, sind genauere Informationen über die
Auswirkungen des Tsunamis erforderlich, vor
allem über die Verwundbarkeit der verschie-
denen sozialen Gruppen und Sektoren in den
Küstenregionen. Aber auch die Frage, warum
einige Haushalte es vorziehen, in hoch ge-
fährdete Gebiete zurückzukehren, während
andere sich in weniger gefährdeten Gebieten
neu ansiedeln, bedarf einer Antwort. Daher
wird in einem gemeinsamen Teilprojekt von
UNU-EHS und ZEF untersucht, welche Fakto-
ren die Migration auf Haushaltsebene be-
stimmen und welche Auswirkungen diese

Wanderungsbewegungen haben.
Die Erhebung wurde im September 2005,
etwa acht Monate nach dem Tsunami, so-
wohl in ausgewählten Gebieten der Stadt
Galle im Süden Sri Lankas als auch in ausge-
wählten Gebieten von Batticaloa, einer Stadt
an der Ostküste im Tamilengebiet des Insel-
staates, durchgeführt. 178 Haushalte (35%)
der 500 in Galle interviewten Haushalte leb-
ten innerhalb der 100 Meter Zone vom Mee-
resufer entfernt. Die restlichen 321 Haushalte
(65%) lebten in weiterer Entfernung vom
Meer. Da vor allem Menschen, die in der 100
Meter Zone lebten, besonders stark vom Tsu-
nami betroffen waren, verbot die Regierung
den Bau neuer Gebäude innerhalb einer 100
Meter Zone im Süden und sogar innerhalb ei-
ner 200 Meter (Puffer-) Zone im Osten Sri
Lankas. Die Befragung bestätigt die Beobach-
tung, dass der Tsunami insbesondere in der
100 Meter Zone viele Todesfälle und materiel-
le Verluste verursachte. Auf die Frage, ob das
Bauverbot innerhalb der 100 Meter Zone an-
gemessen sei, antworteten fast 80% der Be-
fragten mit „ja“. Interessanterweise stimmte
sogar die Mehrheit der Haushalte, welche
Fischfang als Haupteinkommensquelle nann-
ten, dem Bauverbot zu, wobei etwa 50% die-
ser Haushalte innerhalb und 50% außerhalb
der Zone lebten.
Die Befragung zeigt zudem, dass etwa 13%
der befragten 500 Haushalte derzeit noch in
Notunterkünften wohnen, aus denen sie in
näherer Zukunft aber ausziehen möchten.
Nur etwa 2% der Befragten fanden einen
neuen Dauerwohnsitz. 85% aller befragten
Haushalte indes kehrten an den Ort zurück,
an dem sie auch schon vor dem Tsunami
wohnten. Nahezu 75% bewohnen auch im-

mer noch das gleiche Haus wie zuvor, wobei
viele dieser Haushalte angeben, dass ihre
Häuser schwer beschädigt worden sind. 11%
der 390 in die Tsunami-Region zurückgekehr-
ten Haushalte deuten an, dass sie in näherer
Zukunft einen Umzug in eine andere Gegend
planen. Die meisten von ihnen denken dabei
an einen Umzug in eine andere, nah gelegene
Stadt. 22% der Rückkehrer geben an, noch
nicht zu wissen, was sie tun werden. 207
Haushalte (das sind 41% aller befragten
Haushalte) beabsichtigen, in der Gegend
wohnen zu bleiben.
Befragt nach körperlichen Verletzungen bzw.
Toten gaben 83% der Haushalte an, dass ihre
Mitglieder nur leichte oder gar keine Verlet-
zungen davon getragen haben. 8% teilten
mit, dass Haushaltsmitglieder ernsthaft ver-
letzt worden seien, während fast 9% anga-
ben, dass sie Familienmitglieder verloren ha-
ben bzw. diese bis heute als vermisst gelten.
Befragt nach ihrer Einkommenssituation vor
und nach dem Tsunami gaben 15% der be-
fragten Haushalte an, dass sie nun über ein
höheres Einkommen verfügen. 20% betrach-
teten ihre Einkommenssituation als unverän-
dert und 65% sagten, dass sie nun, nach dem
Tsunami, ein geringeres Einkommen haben
als zuvor. Interessanterweise waren die meis-
ten der Haushalte, die nun über ein höheres
Einkommen verfügen als vor dem Tsunami,
solche, welche in die Tsunami-Region zurück-
gekehrt sind. Nur wenige der nun besser ver-
dienenden Haushalte gaben an, in näherer
Zukunft wegziehen zu wollen.
Die Ergebnisse der weiteren Untersuchung
sollen dazu beitragen zu verstehen, warum
Menschen sich trotz der Unsicherheit, mit der
sie in katastrophenanfälligen Gebieten kon-
frontiert sind, entscheiden dort zu bleiben.
Auch sollen einige weitere interessante Fra-
gen beantwortet werden, wie beispielsweise:
Ziehen reichere Menschen weg, weil sie es
sich finanziell erlauben können, dies zu tun –
und die Armen bleiben zurück? Oder bleiben
eher die besser gestellten Haushalte zurück,
weil sie sonst zu viel aufgeben müssten? Und
in welchem Maße bestimmt Landbesitz die
Option, an einen neuen Wohnort zu ziehen?�  

Jörn Birkmann, Ulrike Grote, Stefanie Engel, 

Juan Carlos de Villagran

Jörn Birkmann und Juan Carlos de Villagran koor-

dinieren das Projekt beim UNU-EHS. Ulrike Grote

und Stefanie Engel sind Senior Researchers am

ZEF.
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Die meisten Opfer des Tsunami in Sri Lanka lebten innerhalb der 100 Meter Zone vom Meer.

Die Auswirkungen des Tsunami auf Sri Lanka
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Der Wandel der Erdoberfläche gehört zu den
weitestgehenden von Menschen verur-

sachten Veränderungen auf Erden. Die land-
wirtschaftliche Nutzung von Land und andere
produktive Nutzungen dienen zwar dem
menschlichen Wohl, aber sie verändern auch
Ökosystemfunktionen und -dienste, von denen
wir wiederum abhängig sind. In der Tat führen
Umweltveränderungen oft zu Umweltschäden,
die nur schwer wieder rückgängig zu machen
sind. Forschung zu Landnutzungsveränderun-
gen soll helfen, Landressourcen sinnvoll zu
managen, um irreversible Fehler zu vermeiden.
Simulationsmodelle für Landnutzungsverän-
derungen in Raum und Zeit erfassen die
Wechselbeziehungen zwischen dem Men-
schen und dem Landnutzungssystem, um
mögliche Entwicklungen zu erkunden. Diese
Modelle zeigen uns die Dynamik und treiben-
den Kräfte der Landnutzungssysteme, indem
sie die Kausalmechanismen und Rückkopp-
lungsschleifen der Landnutzungsveränderun-
gen nachahmen. Auch zeigen sie wie die Ent-
scheidungen von Landnutzern zukünftige
Entwicklungen beeinflussen. Politikentschei-
dungen über Landnutzung und -management
würden somit auf einer Balance zwischen den
Ökosystemprodukten und -leistungen basie-
ren, die sowohl das menschliche Leben wie
auch die Umwelt schützen. So können Model-
le der Landnutzungsveränderungen Informa-
tionen für politische Strategien und Entschei-
dungsprozesse über die Nutzung und Bewirt-
schaftung von Landressourcen liefern.
Allerdings ist es notwendig, die komplexe Na-
tur der menschlichen Einflussfaktoren und der
natürlichen Rahmenbedingungen zu erfassen.
Landnutzungsveränderungen ergeben sich aus
den Interaktionen zwischen den verschiedenen
Komponenten des gekoppelten Mensch-Land-
schaftssystems. Dieses System koppelt dann
wiederum zurück und bestimmt dabei die wei-
tere Entwicklung dieser Interaktionen mit.
Veränderungen in der Landnutzung erfolgen
meist durch Entscheidungen individueller
menschlicher Akteure (Bauern) innerhalb ihrer
sozial-ökologischen Rahmenbedingungen. Die
Anhäufung von zeitlich kurzfristigen Änderun-
gen  und die Summe lokalisierter Änderungen
verursachen bestimmte Muster von Landnut-
zungsveränderungen und ökonomischer Ent-
wicklung. Andererseits beeinflussen Verände-
rungen auf der Makroebene wie infrastruktu-

relle oder politische Interventionen das Ver-
halten der Individuen, welches wiederum
Veränderungen auf der Mikroebe hervorruft.
Diese nicht-linearen Transformationsprozes-
se können mit konventionellen statistischen
Modellen nicht erfasst werden.
Fortschritte in den letzten Jahren in der An-
wendung von sogenannten Multiagentensys-
temen in Simulationsmodellen von Landnut-
zungsveränderungen haben zu einer radikalen
Entwicklung im Modellieren von Landschafts-
dynamiken geführt. In dieser agentenbasierten
Herangehensweise wird das gekoppelte
Mensch-Umwelt-System als eine interne Struk-
tur mit ihren interaktiven Mechanismen be-
schrieben, innerhalb derer autonome Agenten
ihre spezifischen Rollen spielen. Vorhandene
Modelle verschiedener sozialer und ökologi-
scher Prozesse werden in die Objektstruktur
eingearbeitet. Damit erfassen diese Modelle
die Mikro-Interaktionen und sich ergebende
Landschaftsveränderungen und bilden somit
neue Methoden für die Modellierung komple-
xer Landnutzungsveränderungen.
Am ZEF wurde ein räumlich explizites Multi-
agentenmodell entwickelt, um Landnutzungs-
veränderungen und die daran gekoppelte so-
zio-ökonomische Dynamik auf der Ebene der
Gemeinden und Wassereinzugsgebiete zu si-
mulieren. Die menschliche Gemeinschaft wird
hier durch heterogene, Entscheidungen fällen-
de Einheiten (Akteure oder Agenten) reprä-
sentiert, die Haushalts-, Umwelt-, und Politik-
informationen in Landnutzungsentscheidun-
gen umwandeln.
Die natürlichen Landschaften wurden als
Landschaftsagenten modelliert, d.h. als Land-

einheiten mit natürlichen Prozessen, die ihre
Natur  verändern in Reaktion auf lokale Be-
dingungen. Diese haben wiederum Einfluss
auf jede Landeinheit und ihre unmittelbare
Umgebung. Größere Umweltmodelle, z.B.
Biomassenproduktivität und Vegetations-
Sukzessionsmodelle wurden in die Struktur
der Landschaftsagenten integriert. Ein multi-
agenten-basiertes Protokoll koordiniert die
flexiblen Interaktionen zwischen menschli-
chen und Landschafts-Agenten und über-
wacht die sich ergebenden Landnutzungsver-
änderungen und die daran geknüpften sozio-
ökonomischen Veränderungen. Das Modell
wird in seiner derzeitigen Form als virtuelles
Computerlabor eingesetzt und generiert sys-
tematisch Landnutzungsszenarien und ihre
assoziierten sozio-ökonomischen Effekte, re-
sultierend aus Politikinterventionen zur Land-
nutzung. Das Modell wurde auf eine Hoch-
land-Wasserscheide in der Zentralküste Viet-
nams angewendet und bietet Szenarien für
Landnutzungsveränderungen unter verschie-
denen Politikoptionen in Bezug auf Wald-
schutzzonen, agrochemische Subventionen
und landwirtschaftliche Beratung. Die Ergeb-
nisse haben eine wissenschaftliche Grundla-
ge geliefert, aufgrund derer die Konsequen-
zen solcher Politikinterventionen aufgezeigt
werden können. Das Modell wird  nun weiter-
entwickelt in Bezug auf eine Feineinstellung
der Struktur und eine Überprüfung in ver-
schiedenen geographischen Regionen. �

Quang Bao Le und Paul L.G. Vlek 

Quang Bao Le ist Senior Researcher und Paul Vlek

Direktor am ZEF.

Integrierte Landnutzungsmodellierung für 
Landbewirtschaftung in Vietnam

Die Studie wurde an der Zentralküste Vietnams durchgeführt.
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In den letzten zwanzig Jahren ist ein weltweiter
Trend hin zu partizipativen Ansätzen im Mana-

gement von natürlichen Ressourcen zu beobach-
ten. Indien ist hierbei seit über zehn Jahren mit
seinem „Joint Forest Management“ (JFM) Pro-
gramm Vorreiter. Ein wesentliches Ziel partizipa-
tiver Ansätze wie JFM besteht darin, den
schwächsten Gruppen der ländlichen Gesellschaft
zu ermöglichen, bei Entscheidungsfindungspro-
zessen über Waldnutzung und -management mit-
zuwirken.
In einer vom DAAD und von der Robert Bosch
Stiftung geförderten Studie hat das ZEF unter-
sucht, wer tatsächlich auf den verschiedenen
Ebenen des partizipativen Managements betei-
ligt ist. Dazu wurden im indischen Bundesstaat
Andhra Pradesh in 55 Dorfgemeinschaften Ge-
meinde- und Haushaltsbefragungen durchge-
führt. 463 Haushalte (82% der Befragten) hatten
an der letzten Sitzung zu Waldmanagementplä-
nen teilgenommen. Von diesen hatten jedoch
nur rund 41% in der jeweiligen Sitzung ihre Mei-
nung geäußert, und lediglich 18% der Teilneh-
mer hatten den Eindruck, die getroffenen Ent-
scheidungen beeinflusst zu haben.
Anhand einer ökonometrischen Analyse wurden
die Faktoren, welche die Partizipation beeinflus-
sen, untersucht. Das bemerkenswerteste Ergeb-
nis ist, dass Gemeindeeliten nach wie vor die Ent-
scheidungsfindungsprozesse dominieren. Die
Wahrscheinlichkeit, als  reicheres und besser aus-
gebildetes Mitglied einer Gemeinde Einfluss auf
Entscheidungen zu nehmen, ist signifikant höher.
Dasselbe gilt für Haushalte mit einem männli-
chen Haushaltsvorstand und solche, die einer
größeren Kastengruppe angehören. Außerdem
fühlen sich Haushalte – ungeachtet ihrer sozial-
ökonomischen Merkmale – eher vom Entschei-
dungsfindungsprozess ausgeschlossen wenn die
Forstbehörde bei Treffen dominant auftritt.

Die reicheren und besser ausgebildeten Gemein-
demitglieder dominieren die Entscheidungsfin-
dungsprozesse trotz der Tatsache, dass das JFM
Programm die Vertretung marginalisierter Grup-
pen in den Vorstandskomitees und die Teilnahme
dieser Gruppen an den Sitzungen erfolgreich ge-
fördert hat. Die Ergebnisse zeigen zwar, dass
Landarmut, Herkunft aus einer niedrigen Kaste
und ein weiblicher Haushaltsvorstand Merkmale
sind, welche die Wahrscheinlichkeit erhöhen, dass
ein Haushaltsmitglied für den Vorstand eines
Waldmanagementkomitees gewählt wird. Bil-
dung ist jedoch ein Faktor, der positiv mit der Mit-
gliedschaft im Managementkomitee korreliert.
Die Erwartung eines Haushalts, auf Beschlüsse
Einfluss nehmen zu können, ist maßgeblich für
seine Entscheidung einem Treffen beizuwohnen.
Ärmere und schlechter ausgebildete Haushalte
werden offensichtlich von der Teilnahme an Tref-
fen abgeschreckt. Dies wird aber mehr als aus-
geglichen durch die Tatsache, dass für marginali-
sierte Haushalte bezüglich Forstfragen mehr auf
dem Spiel steht und sie weniger andere Optio-
nen haben, Einfluss zu nehmen. Eine dominante
Rolle der Forstbehörde wirkt entmutigend auf
die Teilnahme an Sitzungen, da sie den erwarte-
ten Nutzen der Haushalte durch JFM senkt.
Die Ergebnisse zeigen, dass das Erreichen echter
Partizipation vor dem Hintergrund traditioneller
Hierarchien eine schwierige Herausforderung
darstellt. Die positiven Auswirkungen von Bil-
dung auf die Fähigkeit, Entscheidungen zu be-
einflussen, deuten auf starke Synergien hin zwi-
schen solchen politischen Strategien, die den Zu-
gang zu Bildung für Arme und marginalisierte
Gruppen fördern und solchen, die echte Partizi-
pation in Programmen wie JFM fördern. �

Bhagirath Behera und Stefanie Engel

Bhagirath Behera ist Junior Researcher, Stefanie Engel

Senior Researcher am ZEF.
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Weibliche Haushaltsvorstände werden oft für den Vorstand von Waldmanagementkomitees gewählt.

Wer gestaltet lokale Institutionen? Partizipation
in Indiens Joint Forest Management Programm
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Professor Toepfer, sind wir auf dem richti-

gen Weg, unsere globalen Ziele zu errei-

chen, wie sie von der UN-Vollversammlung

bei ihrem Gipfel im Jahre 2000 in New York

als die acht Millenniumsentwicklungsziele

(MDGs) definiert wurden?

Ein globaler Blick auf die Voraussagen in Be-
zug auf das Wachstum der Weltbevölke-
rung, die Entwicklung des Bruttoinlandspro-
dukts und des Bruttosozialprodukts in den
einzelnen Regionen zeigt uns, dass wir weit
hinter den Zielsetzungen der MDGs liegen.
Was sind Ihrer Meinung nach die größten

Hindernisse auf dem Weg zu den MDGs?

Abgesehen von der Frage der Finanzierung
gibt es weniger bekannte Probleme wie
das Humankapital, der Wandel von globa-
len Konsum- und Produktionsmustern so-
wie die Rolle von Gütern und Leistungen,
die das Ökosystem uns erbringt.
Ein alarmierendes Problem ist außerdem
der “brain drain” aus Entwicklungsländern
hin zu Industriestaaten. Immer weniger
Studenten aus Entwicklungsländern keh-
ren nach Abschluss ihres Studiums im Wes-
ten und Norden in ihre Herkunftsländer zu-
rück. Für die Umsetzung der MDGs und für
eine nachhaltige globale Entwicklung ist
es daher unabdingbar, in den Aufbau von
Humankapazitäten zu investieren. Es müs-
sen Anreize für Menschen geschaffen wer-
den, damit sie in Entwicklungsländern blei-
ben oder dorthin zurückkehren.
Die sich wandelnden globalen Konsum-
und Produktionsmuster, insbesondere ver-
ursacht durch die schnell wachsenden
asiatischen Wirtschaftsmächte Indien und
China, stellen eine weitere Herausforde-
rung für eine ausgeglichene und nachhalti-
ge globale Entwicklung dar.
Außerdem haben Güter und Leistungen,
welche die Ökosysteme uns erbringen,
kaum einen wirtschaftlichen Marktwert,
trotz ihrer Bedeutung für die Wirtschaft von
Gemeinschaften, Nationen und den gesam-
ten Globus.
Ist es daher nicht notwendig, den wirt-

schaftlichen Wert, den Leistungen von Öko-

systemen darstellen, deutlicher auszuwei-

sen, um Politiker und Entscheidungsträger

von ihrer Bedeutung zu überzeugen?

Nun, aktuelle Studien belegen tatsächlich,
dass Investitionen in die Natur eine hervor-
ragende Ertragsrate bringen.
Solche wirtschaftlichen Argumente werden
u.a. auch durch das “Millennium Ecosys-
tem Assessment“ untermauert. 1300 Wis-
senschaftler und Experten aus 95 Ländern
haben begonnen, den Wert von einzelnen
Ökosystemen und von den Leistungen, die
sie erbringen, in Zahlen zu fassen. Sie
schätzen, dass 60% der Leistungen, wel-
che die Ökosysteme auf diesem Planeten
erbringen, zur Zeit durch menschliche Akti-
vitäten zerstört werden.
Warum spielen die Umwelt und ihre

Dienstleistungen dann keine prominente-

re Rolle in der Entwicklungsdebatte? 

In einem der Interimsberichte des UN Mil-
lennium Projekts für den Reviewprozess in
New York im September 2005, heißt es:
„Eine beträchtliche Menge an wissen-
schaftlichen Daten weist auf die Zerstö-
rung der Umwelt hin: Auf den Verlust an
genetischer Diversität und an Artenvielfalt,
den Verfall von Ökosystemen und deren
Leistungen. Diese Faktoren bilden im Grun-
de genommen die Ursache dringender Pro-
bleme, mit denen wir heute konfrontiert
sind, einschließlich Armut, die Verschlech-
terung der menschlichen Gesundheitssi-
tuation, Hunger, untrinkbares Wasser,
Krankheiten, Migration und Konflikte“.
Auch beginnen die “pro-poor” Strategien
damit, in Umwelt und Naturkapital zu in-
vestieren. Nur so können  wir Armut be-
kämpfen und für eine nachhaltige Entwick-
lung für uns und die uns nachfolgenden
Generationen sorgen.
Obwohl Bodenerosion eines der alarmie-

rendsten Umweltprobleme darstellt, wird

es offensichtlich nur durch Wissenschaftler

wahrgenommen. Wie können wir Bewusst-

sein für dieses Problem schaffen?

Ja, Boden und seine Qualität ist sicherlich
ein vernachlässigtes Thema in der Debatte
über nachhaltige Entwicklung. Seine
Dienstleistung für die Umwelt ist nicht mal
explizit in den MDGs erwähnt. Bodenres-
sourcen sind stark gefährdet durch den
Einfluss von menschlichen Aktivitäten wie
Verstädterung und Industrialisierung, wel-
che Degradierung und Erosion verursa-
chen. Böden in Regenwäldern sind beson-
ders gefährdet.
Welch wichtiges Kapital jedoch unsere Na-
tur und unsere Böden darstellen, zeigt uns
das Beispiel der tropischen Mangroven. Sie
bildeten eine natürliche Verteidigungslinie
an den Küsten in Sri Lanka gegen die Tsu-
nami-Überschwemmung im Dezember
2004: Die Regionen mit Mangroven erlit-
ten weniger schwere Schäden.
Also sollten „natürliches” und „Naturkapi-
tal” genauso einen wichtigen Stellenwert
auf der Entwicklungsagenda haben wie
Human- und Finanzkapital. Letztendlich
werden Investierungen in die Leistungen
der Ökosysteme und unsere Natur uns eine
Gegenleistung bringen und uns dabei hel-
fen, die acht MDGs zu erreichen. Zu diesen
Investitionen gehören auch die Wiederher-
stellung von beschädigten Feuchtgebieten,
Wäldern, Mangroven, Korallenriffen, usw.
Was sind Ihre wichtigsten Empfehlungen

an Wissenschaftler und Politiker?

Die wichtigste Herausforderung für die
heutigen Politiker und Entscheidungsträger
ist es, nicht nur die einzelnen UN-Konven-
tionen wie die zu Biodiversität und Deserti-
fikation umzusetzen, sondern auch die Fra-
gestellungen, mit denen diese sich befas-
sen, mit einander zu verknüpfen. Dafür ist
eine intensive Zusammenarbeit zwischen
Wissenschaft und Politik unabdingbar. Sol-
che Kooperationen werden bereits prakti-
ziert, beispielsweise in den Projekten des
ZEF. Letztendlich ist es unser gemeinsames
Ziel, an den Strategien zur Bekämpfung
von Armut beizutragen. �

Autor: Alma van der Veen.

Viewpoint 

Interview mit Prof. Dr. Klaus Töpfer, bis Dezember 2005 Vorsitzender des in-
ternationalen Beirats vom ZEF, zu seinem Vortrag „Landerosion und die UN
Millenniumsentwicklungsziele“, den er am 8. Oktober 2005 in Bonn hielt.

„Umwelt ist eine Kernfrage der Armutsbekämpfung”
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Die Trockengebiete der Erde beheimaten ca.
eine Million Menschen. Viele von ihnen

leben am Existenzminimum. Oftmals müssen
sie die bereits knappen natürlichen Ressour-
cen noch weiter nutzen, was die Lage immer
mehr verschlechtert und letztendlich zu
Wüstenbildung führt. Daher hat die anwen-
dungsbezogene Forschung den Auftrag, die
meist verarmten Bewohner der Trockengebie-
te bei der nachhaltigen Nutzung der natür-
lichen Ressourcen zu unterstützen, so dass die
hochgradig anfälligen Ökosysteme für kom-
mende Generationen erhalten bleiben. Das
deutsche Desert*Net wurde im Jahr 2000 als
Kompetenznetzwerk deutscher Wissen-
schaftsinstitutionen gegründet und befasst
sich mit allen Facetten der Forschung zum
Thema Wüstenbildung, Landdegradation, ihre
Umkehrung und ihre Kontrolle. Das Netzwerk
– bei dem ZEF seit Beginn Mitglied ist – war
bisher sehr erfolgreich darin, die deutschen
Institutionen zusammenzubringen, jährliche
Fachtagungen zu organisieren, die Öffentlich-

keit auf das Thema aufmerksam zu machen
sowie das UNCCD wissenschaftlich und logi-
stisch zu unterstützen.
Im Jahre 2005 startete Desert*Net die Initiati-
ve, ein europäisches DesertNet ins Leben zu
rufen, um sich mit vergleichbaren Netzwer-
ken und Initiativen in anderen europäischen
Ländern zusammenzuschließen. Ziel ist es vor
allem, die wissenschaftliche Gemeinschaft,
die sich mit der Wüstenbildung befasst, in
dem neu entstehenden Europäischen For-
schungsraum (European Research Area) zu
stärken und zusammenzuführen.
Die Initiative für ein Europäisches DesertNet
wurde offiziell während eines Treffens am ZEF
im Mai 2005 lanciert, bei dem Repräsentan-
ten des französischen „Comité Scientifique
Français de la Désertification“ und eines bel-
gischen Expertenkomitees mit den Sprechern

des deutschen Desert*Net zusammenkamen
und eine „Declaration for a European Network
for Research on Desertification“ verfassten.
Diese Erklärung ruft zur Stärkung europäischer
Forschungskapazitäten auf mit dem Ziel, die
wissenschaftliche Zusammenarbeit zu fördern,
Verbindungen mit Forschungspartnern inner-
und außerhalb Europas herzustellen und um
die praktische Anwendung von Forschungser-
gebnissen in den Trockengebieten unter Einbe-
ziehung der Zivilbevölkerung anzuregen. Das
Netzwerk strebt außerdem die Einrichtung ei-
nes Mechanismus für effektive und erfolgrei-
che Politikberatung sowie für die Erhöhung
des öffentlichen Bewusstseins an. Ein weiteres
Ziel ist die Identifizierung und Analyse drin-
gender Probleme wie Dürre, Landdegradation
und Armut. Ferner hat das Netzwerk sich zum
Ziel gesetzt, den Wissensstand der europäi-
schen Forschung auf dem Gebiet der Wüsten-
bildung zu überprüfen und Erfolgsgeschich-
ten, „best practice“ Beispiele sowie existie-
rende Lücken zu ermitteln. Des weiteren soll

eine innovative Grundlagenforschung entwi-
ckelt werden. Das wichtigste Ziel des Netz-
werks ist es jedoch, eine anwendungs- und
interessenvertreterorientierte Forschung zu
entwickeln für aride, semiaride, und trockene
subhumide Gebiete. All diese Ziele können in
einem transnationalen Netzwerk besser er-
reicht werden.
Im September 2005 wurde die Erklärung des
Europäischen DesertNet zur Unterschrift er-
öffnet. Die Initiative wurde im Rahmen einer
Veranstaltung bei der UNCCD „Conference of
the Parties“ (COP 7) im Oktober 2005 in Nai-
robi vorgestellt. Bisher haben 47 Forschungs-
institute und 76 Wissenschaftler aus Belgien,
Frankreich, Deutschland, Griechenland, Ita-
lien, Rumänien, der Slowakischen Republik,
Spanien und aus der Schweiz die Deklaration
unterschrieben. Die Gründung des Europäi-
schen DesertNet wird von dem UNCCD und
der UNESCO unterstützt. Mitglieder des Euro-
päischen DesertNet bereiten den ersten
Workshop dieses Netzwerkes vor, der 2006,
dem Internationalen Jahr der Wüsten und der
Desertifikation (IYDD), stattfinden soll. �

Christopher Martius (ZEF), Mariam Akhtar-

Schuster (Universität Hamburg) und Armin Rieser

(Universität Bonn) sind die derzeitigen Sprecher

von Desert*Net Deutschland.
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Europäisches DesertNet – ein europaweites Kompetenznetzwerk
zum Thema Wüstenbildung

Angewandte Forschung will die Bewohner

bei der nachhaltigen Nutzung ihrer natürli-

chen Ressourcen unterstützen.

2006 ist das Jahr der Desertifikation.
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